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BEGRUNDUNG

1. KONTEXT DES VORSCHLAGS

Der Ausbruch der COVID-19-Pandemie hat die Mitgliedstaaten plotzlich und dramatisch
getroffen, mit erheblichen Auswirkungen auf ihre Gesellschaften und Volkswirtschaften, da
sich die Wirtschaftstétigkeit drastisch verlangsamt. Dies hat zu einer aufRergewdhnlichen
Situation fir die gesamte EU gefihrt, die es erforderlich macht, dass alle verfligharen
Ressourcen auf Ebene der Union und der Mitgliedstaaten mobilisiert werden, um die
beispiellosen Herausforderungen im Zusammenhang mit dem Ausbruch der Pandemie zu
bewaltigen.

Am 13. Mirz 2020 schlug die Kommission eine ,,Investitionsinitiative zur Bewéltigung der
Coronakrise* vor, mit der Investitionen durch Mobilisierung verfiigbarer Liquiditétsreserven
im Rahmen der europdischen Struktur- und Investitionsfonds geférdert werden sollen, um die
Krise unmittelbar zu bekampfen. Am 19. Méarz 2020 verabschiedete die Kommission einen
neuen Rahmen fiir staatliche Beihilfen.

Die Interventionsmdglichkeiten der Mitgliedstaaten im Bereich der Fischerei werden jedoch
durch die Bestimmungen des Europdischen Meeres- und Fischereifonds (EMFF)
eingeschrankt, der derzeit keine Unterstitzung fir die dringendsten Malnahmen zur
Bewaltigung der Auswirkungen des Ausbruchs von COVID-19 bietet. Diese
Einschrankungen begrenzen die Mdoglichkeiten der Mitgliedstaaten, den EMFF zur
Bekampfung der Krise zu nutzen.

Der Fischerei- und Aquakultursektor wurde von den Marktstérungen, die durch einen
erheblichen Nachfrageriickgang verursacht wurden, besonders hart getroffen. Die Schliefung
von Verkaufsplatzen, Markten, Verkaufsstellen und Vertriebskandlen hat zu einem
erheblichen Riickgang der Preise und Mengen gefuhrt. Der Riickgang der Nachfrage und der
Preise in Verbindung mit der Anfalligkeit und Komplexitat der Lieferkette (verderbliche
Erzeugnisse, groller Bedarf an Arbeitskréaften) fuhrte zu Verlusten bei den Tatigkeiten der
Fischereiflotten und der Produktion von Fisch und Meeresfriichten. Folglich sind Fischer
gezwungen, im Hafen zu bleiben, und Aquakulturproduzenten miissen Erzeugnisse innerhalb
von Wochen zurlickwerfen oder vernichten oder auBergewdhnliche Kosten fir die
Bestandsbewirtschaftung tragen, einschlieBlich mehr Platz und Futtermittel fur
ausgewachsenen Fisch, der aufgrund eines Nachfrageriickgangs nicht geschlachtet werden
kann. Der rasche Riickgang betrifft insbesondere die Betreiber in der kleinen Kustenfischerei
und die Fischerzeuger.

Da das Ende der derzeitigen Krise nicht vorhergesagt werden kann, kann es rasch zur
Einstellung der Geschaftstatigkeit und Schliefung von Unternehmen in einem Sektor
kommen, der sehr anfallig fur zyklische Schwankungen ist. Diese Krise kann daher
dramatische sozio6konomische Folgen flr bestimmte Gemeinschaften haben, in denen
Fischerei und Aquakultur eine Schlisselrolle spielen. Auf die kleine Kistenfischerei entfallen
fast 75 % aller aktiven Schiffe und tiber 55 % der direkten Beschéaftigung; sie stellen in vielen
Kistengebieten die wichtigste Wirtschaftstatigkeit dar. Der Fischzuchtsektor unterstitzt
Kistengemeinden und landliche Gebiete. Fischerei- und Aquakulturbetreiber, die zumeist
Kleinstunternehmen sind, verfugen haufig nicht Gber die finanziellen Reserven, um die
laufenden Kosten zu decken. Sobald ihre Tatigkeit eingestellt wird, sind die
Vermarktungsketten unterbrochen.
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Im Gegensatz zu den meisten anderen Wirtschaftssektoren fallt die Fischerei in die
ausschlieBliche Zustandigkeit der Union und wird auf Unionsebene durch eine gemeinsame
Politik reguliert, wodurch nationale Regelungen, einschlieBlich Vorschriften (ber die
finanzielle Unterstiitzung, weitgehend ausgeschlossen sind. Die Bedingungen flr die
offentliche Unterstlitzung werden durch den EMFF geregelt.

Die Kommission nimmt daher einen Legislativvorschlag zur Anderung der Verordnung (EU)
Nr. 508/2014 (EMFF-Verordnung) sowie der Verordnung (EU) Nr.1379/2013 (GMO-
Verordnung) an, um spezifische Mallnahmen in den EMFF aufzunehmen, mit denen die
Auswirkungen des Ausbruchs der COVID-19-Pandemie im Fischerei- und Aquakultursektor
abgemildert werden sollen.

2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITAT UND VERHALTNISMABIGKEIT
. Rechtsgrundlage

Artikel 43 Absatz 2 und Artikel 175 des Vertrags uber die Arbeitsweise der Europaischen
Union.

. Subsidiaritat (bei nicht ausschliel3licher Zustandigkeit)

Die Bestimmungen des Vorschlags werden im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung gemaf
der Haushaltsordnung umgesetzt.

. VerhaltnismaRigkeit

Die vorgeschlagenen Bestimmungen stehen im Einklang mit dem Grundsatz der
VerhéltnismaRigkeit, da sie angemessen und notwendig sind und keine weniger restriktiven
Mittel zum Erreichen der gewiinschten Zielsetzungen verfligbar sind.

. Wahl des Instruments
Vorgeschlagenes Instrument: Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates.

3. INHALT DES VORSCHLAGS

Die vorgeschlagenen spezifischen MaBnahmen zur Abmilderung der Auswirkungen der
COVID-19-Pandemie im Fischerei- und Aquakultursektor umfassen:

- Unterstitzung der Fischer bei der vorlbergehenden Einstellung der Fangtatigkeit
infolge des Ausbruchs von COVID-19,

— Unterstlitzung der Aquakulturbetriebe bei der vorubergehenden Aussetzung oder
Verringerung der Produktion infolge des Ausbruchs von COVID-19;

— Unterstlitzung  von Erzeugerorganisationen ~ und  Vereinigungen  von
Erzeugerorganisationen fur die Lagerung von Erzeugnissen der Fischerei und der
Aquakultur gemaR der gemeinsamen Marktorganisation.

Es wird vorgeschlagen, dass diese MalBnahmen ruckwirkend ab dem 1. Februar 2020
forderfahig und bis zum 31. Dezember 2020 verfiigbar sind.

Zusétzliche Anderungen der EMFF-Verordnung zielen darauf ab, eine flexible Neuzuweisung
von Finanzmitteln innerhalb der operationellen Programme zu gewéhrleisten:

— Streichung der zweckgebundenen Betrdge in Artikel 13, mit Ausnahme der Betrage
fir die Fischereiaufsicht, die Erhebung wissenschaftlicher Daten und den Ausgleich
von Mehrkosten in den Gebieten in &ul3erster Randlage;
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— Anderung des vereinfachten Verfahrens zur Anderung der operationellen Programme
im Hinblick auf die Einflhrung der spezifischen Malinahmen und die Neuzuweisung
von Finanzmitteln.

Die spezifischen EMFF-MaRnahmen werden durch eine Anderung der GMO-Verordnung
erganzt, um

- den Riuckgriff auf den Lagerhaltungsmechanismus zu ermdglichen, wenn die
Mitgliedstaaten keine Auslosepreise festgelegt und veroffentlicht haben,

- den Aquakulturerzeugerorganisationen die Madoglichkeit zu geben, von dem
Lagerhaltungsmechanismus zu profitieren.

4. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER
INTERESSENTRAGER UND DER FOLGENABSCHATZUNG

Die Kommission konsultierte die Interessentrdger, indem sie Beitrdge von
Erzeugerorganisationen fir Fischerei und Adquakultur und Beirdten einholte und
Rickmeldungen zu Marktentwicklungen und moglichen EntlastungsmalRnahmen von
Industrieverbanden, einzelnen Marktteilnehmern und Mitgliedstaaten erhielt. Die Bewertung
der Krisensituation und der Mdglichkeiten zur Bekdmpfung ihrer Auswirkungen durch die
Interessentrager ist fast vollstandig koharent und einstimmig. Die Kommission hat diese
Rickmeldungen bei der Ausarbeitung dieses Vorschlags bertcksichtigt.

S. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT

Die vorgeschlagene Anderung zieht keinerlei Anderungen an den jahrlichen Obergrenzen des
mehrjahrigen Finanzrahmens fur Mittel fir Verpflichtungen und Zahlungen gemaR Anhang |
der Verordnung (EU) Nr. 1311/2013 nach sich. Die jahrliche Aufschliisselung der Mittel flr
Verpflichtungen fir den EMFF bleibt unberdihrt.

Da die Fischerei- und Aquakulturtatigkeiten ausgesetzt oder erheblich eingeschrankt sind, gibt
es kaum Raum fir die normale Umsetzung der derzeitigen EMFF-MalRnahmen und
operationellen Programme. Ohne die Krise wirksam zu bekampfen, besteht kaum die Chance,
dass der EMFF bis zum Ende des laufenden Programmplanungszeitraums vollstdndig
umgesetzt wird. Die Mitgliedstaaten sollten daher die Mdglichkeit haben, bestehende
Finanzmittel im Rahmen ihres operationellen Programms kurzfristig auf die spezifischen
MaRnahmen umzuschichten. Diese Mdoglichkeit wird durch die Mittelzuweisungen
eingeschrankt, die die Mitgliedstaaten bereits erhalten haben und die sie nicht Gberschreiten
dirfen.

Die im Haushaltsplan 2020 fur den EMFF verfligbaren Mittel fiir Zahlungen kénnen eine
Verlagerung zwischen den Prioritdten der Union innerhalb der operationellen Programme
ermoglichen. Die neuen MalRnahmen werden in der Praxis weitgehend an die Stelle der
ursprunglich geplanten Initiativen treten, die nun aufgrund des allgemeinen Riickgangs der
Wirtschaftstatigkeit eingestellt werden. Folglich zielen die vorgeschlagenen MafRnahmen
darauf ab, eine wirksame Ausfuhrung des Haushaltsplans 2020 und der Mittelzuweisung fur
den EMFF fiir den Zeitraum 2014-2020 zu gewahrleisten.

Die Kommission wird die Auswirkungen der vorgeschlagenen Anderung auf die Mittel fir
Zahlungen im Jahr 2020 sorgféltig Uberwachen und dabei sowohl die Ausfiihrung des
Haushaltsplans als auch die revidierten Vorausschatzungen der Mitgliedstaaten
berticksichtigen.
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2020/0059 (COD)
Vorschlag fir eine
VERORDNUNG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 und der Verordnung (EU)

Nr. 508/2014 hinsichtlich spezifischer MalRnahmen zur Milderung der Auswirkungen

der COVID-19-Pandemie im Fischerei- und Aquakultursektor

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestitzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Européischen Union, insbesondere auf
Acrtikel 43 Absatz 2 und Artikel 175,

auf Vorschlag der Européischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschusses®,

gemall dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwégung nachstehender Griinde:

1)

()

Der Fischerei- und Aquakultursektor wurde von den Marktstérungen besonders hart
getroffen, die durch einen erheblichen Nachfrageriickgang infolge der COVID-19-
Pandemie verursacht wurden. Die SchlieBung von Verkaufsplatzen, Markten,
Verkaufsstellen und Vertriebskanélen hat zu einem erheblichen Rickgang der Preise
und Mengen gefuhrt. Der Ruckgang der Nachfrage und der Preise in Verbindung mit
der Anfélligkeit und Komplexitat der Lieferkette fuhrte zu Verlusten bei den
Tatigkeiten der Fischereiflotten und der Produktion von Fisch und Meeresfriichten.
Folglich sind die Fischer gezwungen, im Hafen zu bleiben, und die Fischzilichter
missen Erzeugnisse innerhalb von Wochen zurtickwerfen oder vernichten.

Es sollte méglich sein, aus dem mit der Verordnung (EU) Nr.508/2014
eingerichteten Européaischen Meeres- und Fischereifonds spezifische MaRnahmen zur
Milderung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie im Fischerei- und
Aguakultursektor bis zum 31. Dezember 2020 zu unterstiitzen. Diese MaRnahmen
sollten Unterstiitzung bei der voribergehenden Einstellung der Fangtatigkeit,
einschliellich der Binnenfischerei, und der vorubergehenden Aussetzung oder
Verringerung der Aquakulturproduktion umfassen, sofern sie die Folge des Ausbruchs
von COVID-19 sind. Die spezifischen Malinahmen sollten auch die Unterstiitzung von
Erzeugerorganisationen und Vereinigungen von Erzeugerorganisationen fur die
Lagerung von Erzeugnissen der Fischerei und der Aquakultur gemaR der Verordnung

ABL.C[...]vom[...],S. [...].

Verordnung (EU) Nr. 508/2014 des Européischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 uber
den Europdischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnungen (EG)
Nr. 2328/2003, (EG) Nr. 861/2006, (EG) Nr. 1198/2006 und (EG) Nr. 791/2007 des Rates und der
Verordnung (EU) Nr. 1255/2011 des Européischen Parlaments und des Rates (ABI. L 149 vom
20.5.2014, S. 1).
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©)

(4)

(5)

(6)

(")

(8)

(EU) Nr. 1379/2013% umfassen. Ausgaben fiir Vorhaben, die im Rahmen dieser
MafRnahmen unterstiitzt werden, sollten ab dem 1. Februar 2020 férderfahig sein.

Die fir Verpflichtungen aus dem EMFF im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung
verfigbaren Mittel sollten so aufgeteilt werden, dass Pauschalbetrdge flr die
Fischereiaufsicht, die Erhebung wissenschaftlicher Daten und den Ausgleich von
Mehrkosten in den Gebieten in auferster Randlage festgelegt werden. Die anderen
Mittel im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung sollten von den Mitgliedstaaten auf
der Grundlage ihres Bedarfs zugewiesen werden.

Angesichts der erheblichen soziotkonomischen Folgen der COVID-19-Pandemie und
des Liquiditatsbedarfs in der Wirtschaft sollte es moglich sein, die vortibergehende
Einstellung der Fangtéatigkeit infolge der COVID-19-Krise mit einem
Kofinanzierungssatz von hdchstens 75 % der forderfahigen offentlichen Ausgaben zu
unterstutzen.

Angesichts der notwendigen Flexibilitat bei der Neuzuweisung von Finanzmitteln zur
Bewaéltigung der Folgen des Ausbruchs von COVID-19 sollte die Unterstltzung fur
die durch diesen Ausbruch verursachte voriibergehende Einstellung der Fangtatigkeit
keiner finanziellen Obergrenze unterliegen. Dies sollte unbeschadet der bestehenden
finanziellen Obergrenze fur die anderen Félle der voriibergehenden Einstellung der
Fangtatigkeit gelten. Die Verpflichtung, die Unterstutzung fur die vorlbergehende
Einstellung der Fangtatigkeit von der Unterstiitzung abzuziehen, die demselben Schiff
fir die endgdiltige Einstellung der Fangtatigkeit gewahrt wird, sollte weiterhin gelten.

Angesichts der Dringlichkeit der erforderlichen Unterstltzung sollte es mdglich sein,
den Anwendungsbereich des vereinfachten Verfahrens auf Anderungen der
operationellen Programme im Zusammenhang mit den spezifischen MaRnahmen und
die Neuzuweisung von Finanzmitteln zur Bewaltigung der Folgen des Ausbruchs von
COVID-19 auszuweiten. Dieses vereinfachte Verfahren sollte alle Anderungen
umfassen, die fir die vollstandige Durchfiihrung der betreffenden MafRnahmen
erforderlich sind, einschlielich ihrer Einfiihrung und der Beschreibung der Methoden
fur die Berechnung der Beihilfen.

Angesichts der Schlusselrolle der Erzeugerorganisationen bei der Bewaéltigung der
Krise sollte die Obergrenze fir die Unterstutzung der Produktions- und
Vermarktungsplane auf 12 % des jahrlichen Durchschnittswerts der vermarkteten
Erzeugung angehoben werden. Die Mitgliedstaaten sollten auch die Maoglichkeit
haben, Erzeugerorganisationen fur diese Unterstiitzung Vorschiisse in Héhe von bis zu
100 % der finanziellen Unterstlitzung zu gewahren.

Aufgrund der plotzlichen Unterbrechungen der Fischerei- und Aquakulturtatigkeiten
infolge der COVID-19-Pandemie und der daraus resultierenden Gefédhrdung der
Mérkte fir Fischerei- und Aquakulturerzeugnisse ist es angezeigt, einen Mechanismus
flr die Lagerhaltung von Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen zum menschlichen
Verzehr einzurichten. Dadurch soll eine grofiere Marktstabilitat gefordert, das Risiko
der Verschwendung oder Umverteilung solcher Produkte auf die Erzeugung von
Lebensmitteln fir andere Zwecke als den menschlichen Verzehr gemindert und ein
Beitrag zur Abfederung der Auswirkungen der Krise auf die Rentabilitat der
Erzeugnisse geleistet werden. Dieser Mechanismus sollte es Fischerei- und

Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013
Uber die gemeinsame Marktorganisation fur Erzeugnisse der Fischerei und der Aquakultur und zur
Anderung der Verordnungen (EG) Nr.1184/2006 und (EG) Nr.1224/2009 des Rates und zur
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 104/2000 des Rates (ABI. L 354 vom 28.12.2013, S. 1).
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(9)

(10)

(11)

(12)

Aguakulturerzeugern ermdglichen, dieselben Schutz- oder Erhaltungstechniken fir
ahnliche Arten anzuwenden, um einen fairen Wettbewerb zwischen den Erzeugern zu
gewahrleisten.

Angesichts des plotzlichen starken Rlckgangs der Nachfrage nach Fischerei- und
Aquakulturerzeugnissen infolge der COVID-19-Pandemie sollte es mdglich sein, die
fir eine Lagerhaltungsbeihilfe in Betracht kommenden Mengen auf 25 % der
jahrlichen Mengen der betreffenden Erzeugnisse zu erhéhen, die von der betroffenen
Erzeugerorganisation zum Verkauf angeboten werden.

Damit die Mitgliedstaaten rasch auf die plotzliche und unvorhersehbare Situation der
COVID-19-Pandemie reagieren kdnnen, sollten sie berechtigt sein, Auslésepreise fir
ihre Erzeugerorganisationen festzusetzen, um den Lagerhaltungsmechanismus
auszulosen. Diese Auslosepreise sollten so festgesetzt werden, dass ein fairer
Wettbewerb zwischen den Marktteilnehmern aufrechterhalten wird.

Angesichts der Dringlichkeit der erforderlichen Unterstlitzung sollte diese Verordnung
so bald wie moglich in Kraft treten.

Die Verordnungen (EU) Nr. 1379/2013 und (EU) Nr.508/2014 sollten daher
entsprechend geéndert werden —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 508/2014

Die Verordnung (EU) Nr. 508/2014 wird wie folgt gedndert:

1.

(1)

()

3)

(4)

()

Acrtikel 13 erhélt folgende Fassung:

L, Artikel 13
Haushaltsmittel in geteilter Mittelverwaltung

Die im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung bereitgestellten Haushaltsmittel fir
eine Unterstiitzung aus dem EMFF fiir den Zeitraum von 2014 bis 2020 belaufen sich
auf 5749331600 EUR zu jeweiligen Preisen im Einklang mit der j&hrlichen
Aufschlisselung geméall Anhang Il.

580 000 000 EUR der in Absatz1l genannten Haushaltsmittel werden fur
MaRnahmen der Uberwachung und der Durchsetzung der Vorschriften gemal
Artikel 76 bereitgestellt.

520 000 000 EUR der in Absatz1l genannten Haushaltsmittel werden fur
MalRnahmen der Datenerhebung gemal Artikel 77 bereitgestellt.

192500 000 EUR der in Absatz1l genannten Haushaltsmittel werden fir
Ausgleichszahlungen fiir Gebiete in duRerster Randlage geméal Titel V Kapitel V
bereitgestellt. Dieser Ausgleich (bersteigt pro Jahr nicht

a) 6450000 EUR fir die Azoren und Madeira;
b) 8700 000 EUR fiir die Kanarischen Inseln;

c) 12350000 EUR fiur die in Artikel 349 AEUV genannten franzésischen
Gebiete in dul3erster Randlage.

Die Mitgliedstaaten haben die Mdglichkeit, die in Absatz 2 aufgefiihrten Mittel fir
Malnahmen gemadl Absatz3 und die in Absatz3 aufgefiihrten Mittel fir
Malnahmen geméall Absatz 2 zu verwenden.;
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Artikel 16 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

(1) Die Aufteilung der bereitgestellten Mittel gemél Artikel 13 Absatz 1 fur den
Zeitraum von 2014 bis 2020 auf die Mitgliedstaaten, wie in der Tabelle in Anhang |1
wiedergegeben, erfolgt auf der Grundlage nachstehender objektiver Kriterien:*;

Dem Artikel 22 Absatz 2 wird folgender Buchstabe e angefugt:

,»€) Anderungen der operationellen Programme in Bezug auf die Unterstiitzung
gemal Artikel 33 Absatz 1 Buchstabe d, Artikel 35, Artikel 44 Absatz 4a, Artikel 55
Absatz 1 Buchstabe b, Artikel 57, Artikel 66 und Artikel 67, einschlie3lich der
Neuzuweisung von Finanzmitteln zur Bewaltigung der Folgen der COVID-19-
Pandemie.*;

Artikel 22 Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

,(3) Absatz 2 gilt nicht fur die in Artikel 33 Absatz 1 Buchstaben a bis c, Artikel 34
und Artikel 41 Absatz 2 genannte Unterstiitzung.*;

Artikel 25 Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

,»3. Unbeschadet von Absatz 5 darf der gesamte Beitrag des EMFF zur Finanzierung
der MalRnahmen gemaR Artikel 33 Absatz 1 Buchstaben a bis ¢ und Artikel 34 und
zum Austausch oder zur Modernisierung von Haupt- oder Hilfsmaschinen gemal
Artikel 41 die hohere der beiden folgenden Schwellen nicht {iberschreiten:*;

Artikel 33 Absétze 1 und 2 werden wie folgt gedndert:

,»(1) Der EMFF kann Maflnahmen zur voriibergehenden Einstellung der Fangtitigkeit
in folgenden Fallen unterstutzen:

a) bei Umsetzung von KommissionmaBnahmen oder Sofortmalnahmen der
Mitgliedstaaten gemal den Artikeln 12 und 13 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013
oder Bestandserhaltungsmallnahmen gemal  Artikel 7 jener  Verordnung,
einschlieBlich biologisch begriindeter Erholungszeiten;

b) bei der Nichtverlangerung von partnerschaftlichen Abkommen Uber nachhaltige
Fischerei oder von Protokollen zu solchen Abkommen;

c) wenn die vorubergehende Einstellung in einem Bewirtschaftungsplan gemal der
Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 des Rates oder einem Mehrjahresplan geméal den
Artikeln 9 und 10 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 vorgesehen ist, sofern nach
wissenschaftlichen Gutachten eine Verringerung des Fischereiaufwands erforderlich
ist, um die Ziele nach Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 2 Absatz 5 Buchstabe a der
Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 zu erreichen;

d) wenn die vorubergehende Einstellung infolge des Ausbruchs von COVID-19
zwischen dem 1. Februar und dem 31. Dezember 2020 erfolgt, auch fur
Fischereifahrzeuge, die im Rahmen eines partnerschaftlichen Abkommens Uber
nachhaltige Fischerei tétig sind.

Abweichend von Artikel 65 Absatz9 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013 sind Ausgaben fiir Vorhaben, die gemdR Buchstabe d unterstutzt
werden, ab dem 1. Februar 2020 forderfahig.

(2) Die Unterstlitzung gemalR Absatz 1 Buchstaben a bis ¢ darf im Zeitraum von
2014 bis 2020 fur hochstens sechs Monate pro Fischereifahrzeug gewahrt werden.
Diese Hochstdauer gilt nicht fir die Unterstiitzung gemal Buchstabe d.*;

Acrtikel 44 wird wie folgt geéndert:
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(1)

)

©)

a) Folgender Absatz 4a wird eingeflgt:

»(4a) Aus dem EMFF konnen MaBnahmen zur voriibergehenden Einstellung der
Fangtatigkeit infolge der COVID-19-Pandemie gemall Artikel 33 Absatz 1
Buchstabe d unter den in Artikel 33 festgelegten Bedingungen unterstiitzt werden.*;

b) Absatz 5 wird wie folgt geéndert:
,(5) Fiir die Zwecke der Absétze 1 und 4a gilt Folgendes:

a)  Bezugnahmen in den Artikeln30, 32, 33, 38, 39, 41 und 42 auf
Fischereifahrzeuge sind als Bezugnahmen auf ausschlieflich in Binnengewassern
eingesetzte Boote zu verstehen;

b) Bezugnahmen in Artikel 38 auf die Meeresumwelt sind als Bezugnahmen auf die
Umwelt zu verstehen, in der die Boote der Binnenfischerei operieren.*;

Acrtikel 55 erhélt folgende Fassung:

,, Artikel 55
Gesundheitspolitische Mallnahmen

Aus dem EMFF konnen folgende Ausgleichsregelungen unterstiitzt werden:

a) Ausgleichszahlungen an Muschelzlichter, wenn Letztere die Ernte wvon
Zuchtmuscheln ausschlieBlich aus Griinden des Gesundheitsschutzes voriibergehend
aussetzen miissen;

b) Ausgleichszahlungen fur Aquakulturbetriebe bei voriibergehender Aussetzung
oder Verringerung der Produktion zwischen dem 1. Februar und dem 31. Dezember
2020 infolge des Ausbruchs von COVID-19.

Die Unterstltzung gemall Absatz 1 Buchstabe a darf nur gewahrt werden, wenn die
Ernte aufgrund der Kontamination der Muscheln wegen der Ausbreitung von Toxine
produzierendem Plankton oder des Auftretens von Biotoxine enthaltendem Plankton
ausgesetzt wird und unter der VVoraussetzung, dass

a) die Kontamination mehr als vier aufeinanderfolgende Monate andauert oder

b) wenn der Schaden aufgrund der Aussetzung der Ernte mehr als 25 % des
Jahresumsatzes des betreffenden Unternehmens ausmacht, berechnet auf der Basis
des durchschnittlichen Umsatzes dieses Unternehmens in den vorangegangenen drei
Kalenderjahren vor dem Jahr, in dem die Ernte ausgesetzt wird.

Fir die Zwecke des Unterabsatzes 1 Buchstabe b konnen die Mitgliedstaaten
Sonderregelungen fur die Berechnung bei den Unternehmen aufstellen, die seit
weniger als drei Jahren aktiv sind.

Ausgleichszahlungen gemal Absatz 1 Buchstabe a dirfen (ber den gesamten
Programmplanungszeitraum nur fur eine Dauer von hdchstens 12 Monaten gewéhrt
werden. In hinreichend begrundeten Fallen kann diese Dauer einmalig um bis zu
weitere 12 Monate bis zu einer Gesamthdchstdauer von 24 Monaten verlangert
werden.

Abweichend wvon Artikel 65 Absatz9 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013 sind Ausgaben fir Vorhaben, die gemadl Absatz 1 Buchstabe b
unterstiitzt werden, ab dem 1. Februar 2020 forderfahig.*;

Artikel 66 Absétze 3 und 4 werden wie folgt gedndert:
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,»(3) Die jahrliche Unterstiitzung je Erzeugerorganisation nach diesem Artikel darf
12% des jahrlichen Durchschnittswerts der Produktion, die von dieser
Erzeugerorganisation in den vorausgehenden drei Kalenderjahren in Verkehr
gebracht wurde, nicht (berschreiten. Bei neu anerkannten Erzeugerorganisationen
darf diese Unterstiitzung 12 % des jahrlichen Durchschnittswerts der Produktion, die
von den Mitgliedern dieser Organisation in den vorausgehenden drei Kalenderjahren
in Verkehr gebracht wurde, nicht tiberschreiten.*

,,(4) Der betreffende Mitgliedstaat kann nach der Genehmigung des Produktions- und
Vermarktungsplans im Einklang mit Artikel 28 Absatz 3 der Verordnung (EU)
Nr. 1379/2013 einen Vorschuss zwischen 50 % und 100 % der finanziellen
Unterstutzung gewéhren.";

Artikel 67 Absatze 1 und 2 werden wie folgt gedandert:

,»(1) Wenn dies erforderlich ist, um auf den Ausbruch von COVID-19 zu reagieren,
kénnen  Ausgleichszahlungen fiir anerkannte Erzeugerorganisationen und
Vereinigungen von Erzeugerorganisationen, die in Anhang Il der Verordnung (EU)
Nr. 1379/2013 aufgefiihrte Erzeugnisse der Fischerei oder der Aquakultur oder
Erzeugnisse des KN-Codes 0302 gemaR Anhang | Abschnitt a der Verordnung (EU)
Nr. 1379/2013 lagern, aus dem EMFF untersttzt werden, sofern diese Erzeugnisse
gemal’ den Artikeln 30 und 31 der Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 gelagert werden
und folgende Bedingungen erfullt sind:

a) Die Hohe der Lagerhaltungsbeihilfe Ubersteigt nicht die technischen und
finanziellen Kosten der notwendigen Mallnahmen zur Haltbarmachung und
Lagerung der betreffenden Erzeugnisse;

b) die fur die Lagerhaltungsbeihilfe forderfahigen Mengen Ubersteigen nicht 25 %
der von der Erzeugerorganisation zum Verkauf angebotenen Jahresmengen der
betreffenden Erzeugnisse;

c) die jahrliche finanzielle Unterstitzung Ubersteigt nicht 20 % des jahrlichen
Durchschnittswerts  der  Produktion, die von den Mitgliedern  der
Erzeugerorganisation im Zeitraum 2017-2019 in Verkehr gebracht wurde.

Fur die Zwecke des Unterabsatzes 1 Buchstabe ¢ gilt, dass, wenn ein Mitglied der
Erzeugerorganisation im Zeitraum 2017 bis 2019 keine Produktion in Verkehr
gebracht hat, der jahrliche Durchschnittswert der in Verkehr gebrachten Produktion
in den ersten drei Jahren der Produktion dieses Mitglieds berticksichtigt wird.

(2) Die in Absatz 1 genannte Unterstiitzung wird am 31. Dezember 2020 eingestellt.

Abweichend wvon Artikel 65 Absatz9 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013 sind Ausgaben fir Vorhaben, die gemé&l3 diesem Artikel unterstiitzt
werden, ab dem 1. Februar 2020 forderfahig.*;

Artikel 79 Absatz 2 wird gestrichen.

Artikel 94 Absatz 3 Buchstabe ¢ wird wie folgt gedndert:

»¢) 50 % der forderfahigen offentlichen Ausgaben flr die Unterstiitzung gemaR
Artikel 33 Absatz 1 Buchstaben a bis ¢, Artikel 34 und Artikel 41 Absatz 2;“.

Artikel 2
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1379/2013

Die Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 wird wie folgt geéndert:
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In Artikel 8 Absatz 3 wird folgender Buchstabe f angefugt:

,f) voriibergehende Lagerhaltung von Aquakulturerzeugnissen im Einklang mit den
Avrtikeln 30 und 31 der vorliegenden Verordnung.*;

Artikel 30 erhélt folgende Fassung:

,, Artikel 30
Lagerhaltungsmechanismus

Erzeugerorganisationen fur Fischerei und Aquakultur koénnen eine finanzielle
Unterstutzung fur die Lagerhaltung von in Anhang Il aufgefiihrten Erzeugnissen oder
Erzeugnissen des KN-Code 0302 gemal} Anhang I Abschnitt a der Verordnung (EU)
Nr. 1379/2013 erhalten, sofern

a) die Voraussetzungen fur die Lagerhaltungsbeihilfe gemdaR der Verordnung
(EU) Nr. 508/2014 erfullt sind;

b)  die Erzeugnisse von den Erzeugerorganisationen in Verkehr gebracht wurden,
es sich aber zu dem Ausldsepreis gemaR Artikel 31 kein Kaufer fand;

c) die Erzeugnisse gegebenenfalls den gemal Artikel 33 festgelegten
gemeinsamen Vermarktungsnormen entsprechen und von angemessener Qualitat fur
den menschlichen Verzehr sind;

d) die Erzeugnisse durch Einfrieren an Bord oder in Einrichtungen an Land,
Salzen, Trocknen, Marinieren oder gegebenenfalls Garen und Pasteurisieren haltbar
gemacht oder verarbeitet und in Becken oder Kafigen gelagert werden, unabhéngig
davon, ob zu einem dieser Verarbeitungsprozesse noch Filetieren oder Zerteilen und
gegebenenfalls Képfen hinzukommen;

e)  Aquakulturerzeugnisse nicht lebend gelagert werden;

f) die Erzeugnisse zu einem spateren Zeitpunkt nach der Lagerhaltung wieder fur
den menschlichen Verzehr auf den Markt gebracht werden und

g) die Erzeugnisse fir mindestens fiinf Tage gelagert werden.*;
Artikel 31 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

,Vor Jahresbeginn kann jede Erzeugerorganisation selbst einen Vorschlag fiir einen
Preis machen, der den Lagerhaltungsmechanismus gemal3 Artikel 30 fur die in
Anhang Il aufgefiihrten Erzeugnisse oder die Erzeugnisse des KN-Codes 0302
gemall Anhang I Abschnitt a der Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 auslost.*;

b) Folgender Absatz 5 wird angefigt:

»(5) Hat ein Mitgliedstaat vor dem Ausbruch von COVID-19 die AuslOsepreise
gemall Absatz 4 nicht festgelegt, so bestimmt dieser Mitgliedstaat unverziiglich die
Auslosepreise auf der Grundlage der in den Absatzen 2 und 3 dieses Artikels
genannten Kriterien. Die Preise werden verdffentlicht..

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verdffentlichung im Amtsblatt der Europaischen
Union in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.
Geschehen zu Briissel am [...]

Im Namen des Europdischen Parlaments
Der Prasident
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Im Namen des Rates
Der Préasident

DE



	1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
	2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITÄT UND VERHÄLTNISMÄẞIGKEIT
	• Rechtsgrundlage
	• Subsidiarität (bei nicht ausschließlicher Zuständigkeit)
	• Verhältnismäßigkeit
	• Wahl des Instruments

	3. INHALT DES VORSCHLAGS
	4.  ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER INTERESSENTRÄGER UND DER FOLGENABSCHÄTZUNG
	5. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT

